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Einleitung

Liebe Leserinnen und Leser,

wir begrüßen Sie zur März-Ausgabe des 
LaG-Magazins. Der titelgebende „Große 
Terror“ in der stalinistischen Sowjetunion 
ist eines der Themen, die sowohl im schu-
lischen Lernen als auch in der außerschuli-
schen historisch-politischen Bildungsarbeit 
wenig behandelt werden. Auch im heutigen 
Russland findet eine Aufarbeitung der men-
schenverachtenden Schauprozesse aus den 
Jahren 1936, 1937 und 1938 kaum statt. In-
sofern möchten wir Sie mit dem aktuellen 
Magazin ermuntern sich im Rahmen der 
Geschichtsvermittlung mit diesem histori-
schen Thema zu befassen.

Wie im LaG-Magazin üblich führen drei 
Diskussionsbeiträge in das Thema ein. Im 
zweiten Teil stellen wir Materialien und 
Fachbücher vor, die aus unserer Perspektive 
zur Vertiefung geeignet sind.

Einen ersten Überblick gibt Christoph Jün-
ke. Er macht in seinem Aufsatz unter an-
derem darauf aufmerksam, dass es sich bei 
den Prozessen nur um die Spitze des Eisber-
ges einer landesweiten Verfolgung handelte, 
die Angehörige aus allen Schichten der Ge-
sellschaft traf.

Die einzelnen Prozesse, ihre Dynamik und 
wesentliche Akteure behandelt vertiefend 
Wladislaw Hedeler. Er geht auch auf die 
immer noch ausstehende gründliche Aufar-
beitung des „Großen Terrors“ ein.

Marcel Bois zeigt schließlich, dass auch 
Mitglieder der KPD Opfer der Säuberungen 
wurden. Dazu gehören auch Kommunist_
innen, die vor der nationalsozialistischen 
Verfolgung in die für sie scheinbar sichere 
Sowjetunion geflohen sind.

Wir bedanken uns bei den Autoren für die 
eingebrachten Aufsätze.

In eigener Sache

Bei der Sonderausgabe des LaG-Magazins 
gab es ein technisches Problem mit der 
Verschickung des E-Mail-Newsletters an 
die Abonnent_innen. Die Besprechung des 
Buches „Die Todesmärsche 1944/45“ von 
Daniel Blatman durch Nadja Grintzewitsch 
(Link: http://lernen-aus-der-geschichte.de/
Lernen-und-Lehren/content/13504 ) wurde 
nicht in der E-Mail aufgeführt. Wir möchten 
uns dafür entschuldigen.

Für das vorliegende LaG-Magazin wünschen 
wir Ihnen eine interessante Lektüre.

Die nächste Ausgabe erscheint am 26. April. 
Sie trägt den Titel „Die Aktualität von An-
tiziganismus. Stereotype, Problemlagen und 
Gegenmaßnahmen“.

Ihre LaG-Redaktion

http://lernen-aus-der-geschichte.de/Lernen-und-Lehren/content/13504
http://lernen-aus-der-geschichte.de/Lernen-und-Lehren/content/13504
http://lernen-aus-der-geschichte.de/Lernen-und-Lehren/content/13504
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Die „Große Säuberung“ als 
Schädelstätte des Sozialismus

Von Christoph Jünke

Die Nachricht aus Moskau kam überra-
schend und löste weltweit Schockwellen der 
Verwirrung aus. Knappe zehn Jahre nach 
der die Welt bewegenden sowjetrussischen 
Revolution von 1917 kündigten die Staats-
medien Mitte August 1936 einen öffentli-
chen Schauprozess gegen eine ganze Reihe 
der wichtigsten alten Bolschewiki an, deren 
Namen untrennbar mit der Oktoberrevolu-
tion und dem daran anschließenden Bürger-
krieg verbunden waren. 

Grigori Sinowjew, Lew Kamenew,  
Iwan Smirnow und 13 weitere Oktoberrevo-
lutionäre wurden angeklagt, ein „sinowje-
wistisch-trotzkistisches Zentrum“ gegrün-
det zu haben, um terroristische Attentate 
gegen führende Partei- und Regierungsver-
treter wie den Leningrader Parteisekretär 
Kirow und den KPdSU-Generalsekretär Sta-
lin durchzuführen. Juristische Beweise oder 
entlarvende Dokumente jedoch konnte das 
bereits wenige Tage später am 19. August 
zusammentretende und nur ganze fünf Tage 
tagende Gericht nicht vorweisen. Die ge-
samte Anklage wie auch die dann folgenden 
Todesurteile beruhten auf den vermeintlich 
freiwilligen Geständnissen jener Angeklag-
ten, die der Generalstaatsanwalt Wyschinski 
öffentlich als „Lügner, Clowns, elende Pyg-
mäen“, als „Kettenhunde des Kapitalismus“ 
beschimpfte, als „eine Bande von Mördern 
und kriminellen Verbrechern“. Und um die 
Verwirrung dieser gespenstischen Szenerie 

vollständig zu machen, gestanden die Ange-
klagten die ihnen vorgeworfenen schweren 
Verbrechen anscheinend bereitwillig und 
nahmen diese ungeheuerliche Erniedrigung 
und das Todesurteil weitgehend regungslos 
hin. 

Konturen des Terrors

Die sowjetische Presse berichtete tage- und 
wochenlang ausgiebig von diesem Prozess. 
Plakate, Broschüren und stenografische Be-
richte wurden massenwirksam vertrieben, 
Massendemonstrationen wurden organi-
siert, auf denen das Volk seine Abscheu über 
diese „oppositionellen Verbrecher“ kund 
tun konnte und musste. Briefe, Telegramme 
und Resolutionen aus allen Ecken des Lan-
des riefen zur revolutionären Wachsamkeit 
gegen Feinde und Saboteure des sozialisti-
schen Aufbaus auf und forderten die Hin-
richtung der Angeklagten – ein Klima der 
landesweiten Lynchjustiz, das die Massen 
politisch mobilisierte und den Prozess legi-
timatorisch abrundete.

Dasselbe Schauspiel wiederholte sich noch 
zwei weitere Male. Im Januar 1937 wurden 
17 namhafte Partei- und Staatsführer wie 
Juri Pjatakow, Karl Radek u.a., im März 
1938 schließlich auch Nikolai Bucharin, 
Alexei Rykow, Christian Rakowski und 18 
weitere (unter ihnen auch Genrich Jago-
da, der derselben Verbrechen „überführ-
te“ Organisator des ersten Schauprozesses) 
entsprechend angeklagt, verurteilt und da-
nach zumeist hingerichtet. Auch hier wieder 
beruhten Anklage und Verurteilung aus-
schließlich auf den vermeintlich freiwilligen 
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Geständnissen und Selbstbezichtigungen 
der Opfer. Ein weiterer Prozess gegen fast 
die gesamte Generalität der Roten Armee 
wurde im Mai 1937 geheim geführt und en-
dete auch hier mit der weitgehenden „Ent-
hauptung“ derselben.

Allen Beobachtern war schon damals klar, 
dass die drei Schauprozesse nur die Spitze 
eines gewaltigen Eisberges von Prozessen 
und Verfolgungsmaßnahmen überall im 
Lande waren – wenn man auch nicht die 
genauen Ausmaße dieses Eisberges kann-
te. Agierte die Partei- und Staatsführung 
im Jahre 1936 überwiegend offen, ging man 
in den Jahren 1937 und 1938, als die Suche 
nach den inneren Feinden in umfassen-
de Massenrepressalien überging, vor allem 
nicht-öffentlich vor. Doch mit der in den 
1980er und 1990er Jahren erfolgten Öff-
nung der sowjetischen Archive kommt nun 
zunehmendes Licht ins Dunkel der bishe-
rigen Ungewissheit. Im Großen Terror der 
1930er Jahre kam nicht nur die sogenannte 
alte bolschewistische Garde fast vollständig 
um. „Gesäubert“ wurden auch die Kommu-
nistische Partei, die Rote Armee und alle 
anderen Staats- und Parteiorganisationen 
– also die politische, ökonomische oder Ver-
waltungselite als Ganze – in einem quanti-
tativen Ausmaß, dass die Sowjetunion am 
Ende der 1930er Jahre schon rein physisch 
eine gänzlich andere war als noch Ende der 
1920er Jahre. 

Und dieser stalinistische Terror betraf, 
mehr noch, alle Schichten und Gruppen der 
Gesellschaft. Wissenschaftler_innen, In-
tellektuelle und Künstler_innen jeder Art,  

Arbeiter_innen und Bäuer_innen, 
Geistliche, in Sowjetrussland lebende  
Ausländer_innen und ganze nationale Min-
derheiten wurden grausam verfolgt – der 
scheinbar willkürliche Terror machte vor 
niemandem halt. Allein vom August 1937 
bis zum Oktober 1938 wurden etwa 1,5 Mil-
lionen Menschen verhaftet, die Hälfte da-
von, ca. 700.000 Menschen hingerichtet, 
die anderen in die Gefängnisse und Arbeits-
lager gesteckt. Mit den Opfern der Repressi-
on aus früherer und späterer Zeit summie-
ren sich diese Zahlen auf mehrere Millionen 
Menschen, die als einzelne Individuen nach 
juristischen Kriterien fast durchgängig un-
schuldig gewesen sind, denn das Politbüro 
hatte in der Regel bereits vor ihrer Verhaf-
tung offensichtlich willkürlich festgelegte 
Opferquoten bestimmt, die am Ende der 
Repressalien herauskommen mussten. Dies 
alles und noch viel mehr ist heute gut belegt.

Die volle Verantwortung und die Regie für 
diese Verhaftungs-, Deportations- und Hin-
richtungswelle, auch dies ist heute nicht 
mehr zu bestreiten, trug der engste Füh-
rungszirkel der regierenden Kommunisti-
schen Partei, das sogenannte Politbüro mit 
Stalin an der Spitze. Hier wurden die Op-
ferquoten und Opferlisten für Verhaftun-
gen, Deportationen und Hinrichtungen be-
schlossen, die von den lokalen Partei- und 
Geheimdienstorganen abzuarbeiten und 
von einzelnen Politbüromitgliedern wie Sta-
lin, Kaganowitsch, Shdanow u.a. persönlich 
abzuzeichnen waren – die meisten Listen 
hat Stalin persönlich unterzeichnet. Stalin 
wusste nicht nur über (fast) alles Bescheid, 
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er war auch nachweislich der Initiator und 
die treibende Kraft sowohl des Großen Ter-
rors wie auch der gesamten Repressionspo-
litik der 1930er Jahre – und er beendete das 
Morden im Jahre 1938 ebenso bürokratisch, 
wie er es begonnen und durchgeführt hatte.

Die Logik des Terrors

Haben wir es beim „Großen Terror“, wie 
immer wieder behauptet wird, mit einem 
explosiven Ausbruch an historischem Irrati-
onalismus zu tun, mit einem Exzess der un-
beschränkten Macht Stalins? Waren Stalin 
und seine oligarchischen Genossen nur die 
willigen Vollstrecker einer im marxistischen 
Sozialismus angelegten utopischen Idee der 
Gesellschaftsumwälzung? Eher weniger. 
Man muss die irrationalistischen Momente 
auch dieser Geschichte nicht leugnen, um zu 
erkennen, dass dem Ganzen eine spezifische 
Logik innewohnte. Schon kritische Zeitge-
nossen, die die Verhältnisse in Sowjetruss-
land aus eigener Anschauung gut kannten, 
v.a. also die von den Repressalien betrof-
fenen antistalinistischen Oppositionellen, 
haben damals vielfach darauf hingewiesen, 
dass und wie dieser Terror als Mittel einer 
historisch neuartigen Herrschaftsformie-
rung fungierte, als die schleichende Macht-
ergreifung und gewaltsame Machtsicherung 
einer in den zwanziger Jahren aufkom-
menden neuartigen, bürokratischen Herr-
schaftskaste.

Es war die sogenannte „Zweite Revolution“, 
die die UdSSR seit dem Ende der zwanzi-
ger Jahre durchmachte, d.h. es waren die 
1928 begonnene Zwangskollektivierung der  

russischen Bauernschaft und die sie be-
gleitende Politik einer forcierten Industri-
alisierung, die nicht nur Stalin zum unum-
schränkten Alleinherrscher werden ließ, 
sondern auch eine Periode der kumulativen 
Radikalisierung auslöste, an dessen Ende 
nichts mehr so sein sollte wie zuvor.

Die mit Gewalt und Terror in die Kolcho-
sen und Sowchosen getriebenen russischen 
Bäuer_innen, die sich schon im Übergang 
zu den 1930er Jahren mit ebensolcher 
Gewalt gegen das ihnen aufgezwungene 
Schicksal zur Wehr setzten; die mit massi-
ven Repressionsmethoden damals aus dem 
Boden gestampfte, und mit rigiden Arbeits-
methoden klein gehaltene neue sowjetische 
Arbeiterklasse; die Vertreibung und Ermor-
dung der alten Intellektuellenschicht und 
ihre Ersetzung durch ehemalige Arbeiter_
innen und Bäuer_innen; die Ersetzung der 
alten Machtelite durch eine von Stalin und 
dem Parteiapparat abhängige neue Verwal-
tungselite – all dies sind die sozialgeschicht-
lichen Folgen einer als Schock-Strategie 
erfahrenen Industrialisierung und Kollek-
tivierung. Vor diesem Hintergrund waren 
es die Schauprozesse, die einer gewaltsam 
atomisierten, entmündigten und physisch 
bedrohten Bevölkerung einen Sündenbock, 
eine Erklärung und auch ein Ventil des Un-
mutes für all die Leiden und Entbehrungen 
dieser überstürzten und historisch einmali-
gen Gesellschaftsumwälzung anboten – und 
jene disziplinierten, die dem Regime und 
den Erfahrungen und Folgen dieser Schock-
Industrialisierung mit Widerwillen oder gar 
Widerstand begegneten.
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Aufs Ganze betrachtet erweist sich die „Gro-
ße Säuberung“ als ein Akt realer und prä-
ventiver Repression gegen jede Form von 
Nonkonformismus, Renitenz und Oppositi-
on, sei sie auch noch so marginal oder un-
politisch – als Mittel zur Herstellung eines 
neuen, umfassenden („totalitären“) Konfor-
mismus im Prozess der Herausbildung und 
Festigung einer neuen „sozialistisch“-bü-
rokratischen Herrschaftsform. Der Terror 
war deswegen dem historischen Stalinismus 
grundlegend immanent, systemischer Natur 
und Endpunkt eines konterrevolutionären 
Prozesses, bei dem aus dem Formierungs-
bedarf der neuen Macht der Repressionsbe-
darf gegen reale und potentielle Widerstän-
de resultierte, so wie umgekehrt aus dem 
Repressionsbedarf der Formierungsbedarf 
erfolgte. 

Literatur

Ausführlich zum Thema Christoph Jünke: „Schä-

delstätte des Sozialismus. Stalinistischer Terror Re-

visited“, in Gruppe INEX (Hrsg.): Nie wieder Kom-

munismus? Zur linken Kritik an Stalinismus und 

Realsozialismus, Münster 2012 (Unrast-Verlag), 

S.84-106. Dort auch umfangreiche Hinweise zur wei-

terführenden Literatur. 

Über den Autor

Christoph Jünke lebt und arbeitet als Historiker 
in Bochum und ist Autor und Herausgeber  

zahlreicher Bücher. Im Mai 2017 erscheint von 
ihm die Anthologie „Marxistische Stalinismus-

Kritik im 20.Jahrhundert“ im  
Köln-Karlsruher Neuen ISP-Verlag.
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Die Moskauer Schauprozesse 
1936, 1937 und 1938

Von Wladislaw Hedeler

„Wir werden Sie zwingen, den Terror zu 
gestehen, leugnen können Sie dann im 
Jenseits.“ Mit diesen Worten umriss Lasar 
Schatzkin im seinem Brief an Stalin vom 22. 
Oktober 1936 das Leitmotiv der ihn verhö-
renden Untersuchungsführer. Der im Feb-
ruar 1935 verhaftete Direktor des Instituts 
für ökonomische Studien der Staatlichen 
Plankommission war als Zeuge im bevorste-
henden Schauprozess vorgesehen. Er soll-
te die im Prozess gegen das „trotzkistisch- 
sinowjewistische terroristische Zentrum“ 
Angeklagten durch die Aussage belasten, 
Kontakte zu Mitgliedern der von ihm ge-
leiteten „konterrevolutionären Gruppe“ 
unterhalten zu haben. Grigori Sinowjew, 
dem einstigen Vorsitzenden der Komin-
tern und Leningrader Parteichef, sowie Lew  
Kamenew, dem einstigen Direktor des  
Lenin-Instituts, kamen die Hauptrollen in 
der Inszenierung des ersten der drei Mos-
kauer Schauprozesse zu, der vom 19. bis 24. 
August 1936 im Gewerkschaftshaus aufge-
führt wurde.

Nebenrollen spielten Wirtschaftsfunktio-
näre und Journalisten. Um den internatio-
nalen Charakter der angeblich von Trotzki 
angezettelten Verschwörung zu beweisen, 
wurden fünf Männer ausgewählt, die vor 
ihrer Emigration in die UdSSR Verbin-
dungen zur KPD hatten. Es handelte sich 
um den Agitpropleiter der Bezirksleitung 
Berlin-Brandenburg Konon Berman-Jurin  

(Parteiname Hans Stauer), den Mitarbeiter 
der Agitpropabteilung des ZK der KPD Alex-
ander Emel (Moises Lurie), den Mitarbeiter 
der Gewerkschaftsabteilung des ZK der KPD 
Ilja Krugljanski (Parteiname Fritz David), 
den Arzt Natan Lurie und den Redakteur 
Valentin Olberg.

Gegen alle hier Genannten erhob das Mi-
litärkollegium des Obersten Gerichtshofes 
der UdSSR Anklage gemäß Artikel 58 des 
Strafgesetzbuches der RSFSR (Russische 
Sozialistische Föderative Sowjetrepublik). 
Sie wurden beschuldigt, Mordanschläge auf 
Vertreter der Partei- und Staatsführung ge-
plant zu haben. Je nach Schwere der ihnen 
zur Last gelegten Verbrechen konnte der 
Generalstaatsanwalt für Haftstrafen nicht 
unter drei Jahren, Ausbürgerung, Konfis-
kation des Eigentums oder Verurteilung zur 
Todesstrafe plädieren.

Wie sind dieser Prozess und die Auswahl der 
Angeklagten zu erklären? Was unterscheidet 
ihn von den nachfolgenden Inszenierungen? 
Zu Beginn des Jahres 1936, das im Zeichen 
der bevorstehenden Annahme der – formell 
demokratischen – Verfassung stand, hätte 
kaum ein Sowjetbürger eine solche Entwick-
lung vorausgesagt. Schließlich hatte Stalin 
auf der 1. Unionsberatung der Bestarbeiter 
am 17. November 1935 unter dem Beifall 
der Anwesenden erklärt, dass das Leben in 
der UdSSR besser und froher geworden sei. 
In der Presse der Sowjetunion wurde die-
se Feststellung als Neujahrsbotschaft des 
Generalsekretärs an das Volk aufgegriffen 
und auf vielfältige Weise propagiert. Die 
Abwehr feindlicher Angriffe auf das in der  
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Sowjetunion fröhlicher gewordene Leben 
rückte in den Medien allmählich in den Vor-
dergrund. Gekämpft wurde in allen Berei-
chen des gesellschaftlichen Lebens. Neben 
der Disziplinierung und Uniformierung, die 
den Alltag in der Sowjetunion prägten, wur-
de die Umsetzung von Kampagnen geprobt. 

Sündenböcke zu finden, die für die Probleme 
im Alltag verantwortlich gemacht werden 
konnten, war nicht schwer. Sieben der 16 
Angeklagten waren bereits zwischen Januar 
1933 und Januar 1935 verhaftet worden und 
verbüßten eine Haftstrafe. Im Unterschied 
zu den Folgeprozessen 1937 und 1938 saßen 
keine hochrangigen Funktionäre auf der An-
klagebank. Neben Kamenew und Sinowjew 
gehörte nur der Stellvertretende Volkskom-
missar für Landwirtschaft Reingold zu dem 
von Stalin in seinem Kabinett im Kreml zur 
Berichterstattung empfangenen Personen-
kreis.

Eine Besonderheit des Prozesses ist der 
hohe Ausländeranteil unter den Angeklag-
ten. Bei den KPD-Mitgliedern handelte es 
sich angeblich um faschistische Agenten, die 
in die UdSSR gekommen waren, um Trotz-
kis Aufträge auszuführen. 

Was in dieser Zeit geschah, lässt sich heute 
anhand des von Jeshow verfassten Drehbu-
ches der Folgeprozesse und weiteren ver-
öffentlichten Dokumenten aus dem Füh-
rungszirkel um Stalin rekonstruieren. „In 
Erfüllung der persönlichen Hinweise Sta-
lins, konkretere Maßnahmen zur Verstär-
kung des Kampfes gegen die Trotzkisten zu 
ergreifen, legten Jagoda und Wyschinski 

Stalin am 19. Juni 1936 ein Verzeichnis von 
Trotzkisten mit 82 Personen vor.“ Im An-
schreiben fragten sie nach, wie mit Sinow-
jew und Kamenew zu verfahren sei. „Stalin 
jedoch war mit einem Prozess nur gegen die 
Trotzkisten allein nicht einverstanden. Im 
Juni 1936 gab er durch Jeshow an die Or-
gane des NKWD (Volkskommissariat für 
innere Angelegenheiten) die Anweisung, ei-
nen gemeinsamen Prozess sowohl gegen die 
Trotzkisten als auch gegen die Sinowjewleu-
te vorzubereiten.“ Dass dieser Schauprozess 
nur der Auftakt der Abrechnung, eine Art 
Generalprobe war, machte die Vernehmung 
Kamenews in der Morgensitzung vom 20. 
August 1936 deutlich. Er nannte die Namen 
der in den folgenden Prozessen angeklag-
ten Radek und Serebrjakow, Bucharin und 
Rykow. Sie spielen die Rolle des Ersatzes, 
„wenn unsere Gruppe wider Erwarten auf-
gedeckt werden sollte“, hob Kamenew her-
vor.

Der Generalstaatsanwalt ergänzte seiner-
seits die Aufzählung in der Abendsitzung 
vom 21. August 1936. „In den vorhergehen-
den Sitzungen haben die Angeklagten Ka-
menew, Sinowjew und Reingold bei ihren 
Aussagen auf Tomski, Bucharin, Rykow, 
Uglanow, Radek, Pjatakow, Serebrjakow 
und Sokolnikow als Personen hingewiesen, 
die in dem einen oder anderen Grade an je-
ner verbrecherischen konterrevolutionären 
Tätigkeit beteiligt sind, für die die im ge-
genwärtigen Prozess Angeklagten zur Ver-
antwortung gezogen werden.“ Er ordnete 
daraufhin an, Ermittlungen einzuleiten und 
kündigte an, „dass die Staatsanwaltschaft, 
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entsprechend dem Ergebnis dieser Ermitt-
lungen, das Verfahren seinen gesetzlichen 
Gang nehmen lassen wird“.

Stalin nutzte jede sich ihm bietende Mög-
lichkeit, wirkliche und potenzielle Oppo-
nenten mithilfe der politischen Polizei und 
der Justizorgane kaltzustellen. Alle im Pro-
zess Angeklagten wurden zur Höchststrafe 
verurteilt und erschossen. In der Partei war 
Jeshows Ernennung zum Chef der Sicher-
heitsorgane und die Absetzung Jagodas ein 
für alle unübersehbares und deutliches Sig-
nal. Jeshow übte nicht nur eine allgemeine 
Kontrolle aus, sondern hatte bereits aktiv 
in die Vorbereitung des Gerichtsprozesses 
gegen Sinowjew und Kamenew eingegrif-
fen, an Verhören teilgenommen und den 
verantwortlichen Mitarbeitern des NKWD 
Weisungen erteilt, wie sie die Untersuchung 
zu führen hätten. Von diesem Zeitpunkt an 
wurde die Arbeit der Sicherheitsorgane und 
des Politbüros des ZK der KPdSU(B) regel-
recht koordiniert. Die Entscheidung über 
das Schicksal der Angeklagten, die in die 
Fänge des NKWD gerieten, traf die Partei-
führung.

Der zweite Schauprozess 1937

Vom 23. bis 30. Januar 1937 fand in Moskau 
der zweite Schauprozess statt, welcher der 
Ausrichtung des staatlich gelenkten Terrors 
gegen die Eliten und die Bevölkerung dien-
te. Unter den 17 Angeklagten, denen Vater-
landsverrat, Spionage, Diversionstätigkeit, 
Schädlingsarbeit und die Vorbereitung ter-
roristischer Akte vorgeworfen wurde, be-
fanden sich neben elf Mitarbeitern des von 

Sergo Ordshonikidse geleiteten Volkskom-
missariats für Schwerindustrie auch einige 
früher Leo Trotzki nahestehende Funktio-
näre. Über 25 Untersuchungsführer hatten 
in aller Eile „Belastungsmaterial“ zusam-
mengetragen. Stalin, der sich besonders für 
die Aussagen der verhafteten Trotzkisten 
interessierte, war mit dem, was ihm vorlag, 
unzufrieden. Das Verhörprotokoll von So-
kolnikow versah er mit Randbemerkungen 
über die Spionage- und Diversionstätigkeit 
und wies an, es an alle Mitglieder des ZK zu 
verschicken. 

Daraufhin arbeiteten der Leiter der Geheim-
polizei Jeshow und Generalstaatsanwalt 
Wyschinski einen zweiten, überarbeiteten 
Entwurf der Anklageschrift aus. Noch im-
mer gab es keine für alle Angeklagten gel-
tende Anklageerhebung, die Fälle wurden 
erst kurz vor Beginn des Schauprozesses zu-
sammengefügt. 

Mitte Januar war es soweit, zwei Tage nach 
Jeshows Ernennung zum Generalkommis-
sar für Staatssicherheit lag die Anklage-
schrift vor. Als Mitglied der Kommission für 
politische Gerichtsverfahren, einer Einrich-
tung des Politbüros, war er von nun an fest 
in die Planung des Terrors eingebunden.

Das Gericht verhängte 13 Mal die Todesstra-
fe. Vier der Angeklagten wurden zu langjäh-
rigen Haftstrafen verurteilt. Ein geschicktes 
Manöver, um die Beobachter im Ausland zu 
blenden. Denn auch diese Angeklagten ha-
ben die Haft nicht überlebt, weil sie angeb-
lich von Mithäftlingen im Streit erschlagen 
worden sind. 
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Der dritte Schauprozess 1938

Vom 2. bis 12. März 1938 fand in Moskau 
der dritte Schauprozess gegen den „Block 
der Rechten und Trotzkisten“ statt. Vorbe-
reitung und Durchführung dieses Prozesses 
unterschieden sich kaum von den vorher-
gehenden Inszenierungen, die im Gewerk-
schaftshaus über die Bühne gingen. Einen 
Monat nach der Hinrichtung der im Januar 
1937 Verurteilten saßen die ersten fünf der 
für den Folgeprozess von Stalin ausgewähl-
ten 21 Angeklagten bereits im Inneren Ge-
fängnis der Lubjanka in Untersuchungshaft. 

Bucharins „Letztes Wort“ spiegelt wi-
der, welche „Geständnisse“ der Vertreter 
der Anklage, Generalstaatsanwalt Andrej  
Wyschinski, von ihm verlangte. Von Ende 
Juni bis Ende September 1937 wurde Bu-
charin fast jede Nacht verhört. Nach dem 
letzten Verhör im Dezember durfte er Ab-
schiedsbriefe an seine Frau und an Stalin 
schreiben. Stalin las den Brief an seinem 
Geburtstag: „Am Rande des Abgrundes ste-
hend, aus dem es kein Zurück gibt, gebe ich 
dir mein allerletztes Ehrenwort“, schrieb 
Bucharin, „daß ich die Verbrechen, die ich 
während der Untersuchung zugegeben 
habe, nicht begangen habe.“

Den Morphiumbecher, um den Bucharin 
gebeten hatte, erhielt er nicht. Stattdessen 
legte man ihm eine Ausgabe der „Pionerska-
ja Prawda“ vor, in der seine Tochter Swetla-
na mit Freunden beim Skilaufen abgebildet 
war. Er durfte auch an seine Frau schrei-
ben, die er in Freiheit wähnte. Doch Anna  
Larina war kurz nach der Geburt des Sohnes 

aus Moskau verbannt worden. Bucharins 
Brief erreichte sie 1992. Ihr Schicksal teilten 
auch Bucharins Eltern, Brüder, Ehefrauen 
und deren Angehörige sowie Kinder. 

Im Verlauf der Rededuelle gelang es Bu-
charin, Wyschinskis Plan, eine Bande von 
reumütigen Terroristen, Mördern und Gift-
mischern vorzuführen, zu durchkreuzen. 
Bucharin bestritt, die in der sogenannten 
Rjutin-Plattform enthaltenen Aufstands-
pläne gebilligt zu haben, die der General-
staatsanwalt als Teil der „Palastrevolution“ 
ins Spiel brachte. Auch den Anklagepunkt, 
Bucharin habe 1918 die Verhaftung und 
Ermordung Lenins geplant, musste  
Wyschinski fallenlassen.

Das kann im „Prozeßbericht“, der 1938 er-
schien, ungeachtet aller redaktionellen 
Eingriffe nachgelesen werden. Die Ankla-
gepunkte, auf denen Wyschinski beharrte, 
hatte Bucharin angeblich in seinem ers-
ten Geständnis am 2. Juni 1937 zugege-
ben. Dass es sich bei dem „Prozeßbericht“ 
und dessen propagandistisch vermarkteter 
Übersetzung in über dreizehn Sprachen um 
eine Fälschung handelt, ist heute eine Bin-
senweisheit. Es ist ebenfalls bekannt und 
dokumentarisch belegt, dass nicht nur der 
Generalstaatsanwalt, sondern auch Stalin 
bis Prozessbeginn am Szenario des Prozes-
ses arbeiteten und nach Belieben Angeklag-
te austauschten.

Die Gerichtsverhandlung wurde steno-
graphiert und die Abschrift am selben 
Tag redigiert. Dabei wurde alles das ge-
tilgt, was darauf schließen ließ, dass in der  
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Voruntersuchung und während des Prozes-
ses gegen die Vorschriften der Prozessfüh-
rung verstoßen wurde. Die Eingriffe in den 
Text reichten von stilistischen Korrekturen 
bis zum Umschreiben der Aussagen in ihr 
Gegenteil. Die Einwände, Zweifel und Pro-
teste der Angeklagten, alles was dem Ein-
druck der Geradlinigkeit und Geständigkeit 
der Angeklagten zuwiderlief, wurde aus 
dem Text gestrichen, belastende Aussagen 
hinzugefügt, Jahreszahlen und Fakten dem 
mit den Politbüromitgliedern abgestimmten 
Szenario des Prozesses angepasst.

Ausstehende Aufarbeitung

Bis auf den heutigen Tag sind die unredigier-
ten Stenogramme der drei großen Moskauer 
Schauprozesse nicht veröffentlicht. Die im 
Zentralen Archiv des Föderalen Sicherheits-
dienstes aufbewahrten Untersuchungsak-
ten und Prozessmaterialien aus den Jahren 
1936, 1937 und 1938 werden immer noch 
wie ein Staatsgeheimnis gehütet. 

Denn das, was unter Michail Gorbatschow – 
von den einen mit Spannung erwartet und 
begrüßt, von den anderen mit Argwohn ver-
folgt und sabotiert – begonnen hatte, wur-
de in der Amtszeit seines Nachfolgers Boris 
Jelzin nicht zu Ende geführt. Jelzin setzte 
auf eine Enthüllungskampagne anderer Art. 
Die Rehabilitierungskommission unter Ale-
xander Jakowlew stellte im Ergebnis die-
ses Kurswechsels die Recherchen über die 
Verfolgung der Eliten in der Sowjetunion 
ein und wandte sich einem neuen, noch viel 
komplexeren Thema zu: der Dokumentati-
on des staatlich gelenkten Terrors gegen das 

Volk.

Im Ergebnis dieser Kurskorrektur kam es 
zum Abbruch der eher halbherzig aufgenom-
menen Untersuchung der Veränderungen 
im Führungszirkel der Partei- und Staats-
führung. Die Abwendung von den Moskauer 
Schauprozessen und die Hinwendung zum 
„Großen Terror“ und den Operationen der 
politischen Polizei gegen Vertreter natio-
naler Gruppen erfolgte, bevor die Antwor-
ten auf jene strittigen Fragen, wie die nach 
den Verantwortlichen, den Zäsuren und den 
Dimensionen, vorlagen. Die Chance, dem 
aufgenommenen Faden zu folgen und Ant-
worten auf viele, seit Nikita Chruschtschows 
Rede über den Personenkult und seine Fol-
gen auf dem 20. Parteitag 1956 diskutierte 
Fragen zu finden, wurde wieder einmal ver-
tan.
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Von den Genossinnen und  
Genossen verfolgt: Mitglieder 
der KPD als Opfer des Großen 
Terrors in der Sowjetunion 

Von Marcel Bois

Sie flohen vor Hitler und wurden von Stalin 
ermordet: Für Kommunistinnen und Kom-
munisten aus Deutschland stellte der „Gro-
ße Terror“ in der Sowjetunion eine besonde-
re Tragik dar. Mehr als tausend von ihnen 
kamen ums Leben.

Ein beliebtes Exilland

Die Sowjetunion war das „gelobte Land“ 
deutscher Kommunistinnen und Kommu-
nisten. Schon früh übte der 1917 entstan-
dene Staat als Gegenentwurf zur Weimarer 
Republik eine beachtliche Anziehungskraft 
auf linke Arbeiter_innen und Intellektuelle 
aus. Seit 1925 organisierte die Kommunis-
tische Partei Deutschlands (KPD) Reisen 
von Arbeiterdelegationen in die Sowjetuni-
on. Nach ihrer Rückkehr berichteten die 
Teilnehmenden dann oftmals in KPD-Glie-
derungen, vor SPD-Ortsvereinen oder bei 
Ortskartellen des Allgemeinen Deutschen 
Gewerkschaftsbunds. Auch linke Intellek-
tuelle wie Lion Feuchtwanger, Oskar Maria 
Graf und Egon Erwin Kisch besuchten das 
Land, um sich ein Bild von dem sozialisti-
schen Experiment zu machen.

Insofern ist es wenig verwunderlich, 
dass die Sowjetunion zum beliebten Exil-
land deutscher Linker wurde. Mit Beginn 
der Weltwirtschaftskrise von 1929 zog 
es vermehrt Fachkräfte an. Während in  

Deutschland die Arbeitslosenzahlen stiegen, 
begann hier die Zeit der Industrialisierung. 
Moskau warb aktiv um ausländische Exper-
tinnen und Experten. Im Jahr 1930 siedel-
te beispielsweise der bisherige Frankfurter 
Stadtbaudirektor Ernst May gemeinsam mit 
einer Gruppe von vierzig deutschsprachigen  
Architektin_innen in die Sowjetunion über, 
um Hunderttausende Wohnungen in neu 
entstehenden Industriestädten zu bauen. 
Für viele Arbeitsmigrant_innen spielten 
nicht nur materielle Anreize eine Rolle, son-
dern sie waren begeistert von der Idee, am 
„Aufbau des Sozialismus“ teilzuhaben.

Ab dem Jahr 1933 änderten sich dann die 
Gründe für ein Exil in der Sowjetunion.  
Keine andere politische Gruppierung ver-
folgte das NS-Regime so gnadenlos wie die 
KPD. Der Terror setzte unmittelbar nach 
dem Reichstagsbrand vom Februar 1933 
ein. Bis zum Ende des Zweiten Weltkriegs 
sollten schließlich 150.000 Kommunistin-
nen und Kommunisten verhaftet, 20.000 
ermordet werden. Zahlreiche KPD-Mitglie-
der versuchten, sich dem zu entziehen, in-
dem sie ins Ausland flohen, darunter auch 
in die Sowjetunion. Anfang des Jahres 1936 
lebten 2.600 KPD-Mitglieder dort.

Situation Deutscher in Sowjetunion 

Viele der deutschen Migrant_innen hatten 
zunächst Schwierigkeiten, sich in ihrem 
neuen Heimatland zurechtzufinden. Der 
Lebensstandard in der Sowjetunion war ge-
ringer als in Deutschland, die Infrastruktur 
oftmals schlechter. „In Moskau und Lenin-
grad lebte man in Emigrantenhäusern oder 
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städtischen Kommunalkas, wo jeder Familie 
(das konnten drei, vier oder mehr Personen 
sein) ein Zimmer zustand“, berichtet die 
Kulturwissenschaftlerin Inge Münz-Koe-
nen, die als Kind deutscher KPD-Mitglieder 
in der Sowjetunion geboren wurde. „Die 
Einrichtung war spartanisch, als Kochge-
legenheiten diente meist ein Petroleumko-
cher oder auch ein umgedrehtes Bügelei-
sen. Lebensmittel waren noch rationalisiert, 
die Kleidung nähte man sich meist selber“ 
(Münz-Koenen 2013: 9). Vor allem auf den 
Großbaustellen, auf denen deutsche Fach-
kräfte tätig waren, gestaltete sich die Situ-
ation schwierig: Die Arbeitsorte waren oft 
noch unerschlossen und unbewohnt, das 
Warenangebot gering.

Trotzdem genossen die Exilant_innen aus 
Deutschland einige Privilegien gegenüber 
der einheimischen Bevölkerung. Sie erhiel-
ten höhere Gehälter, Sonderzuteilungen von 
Lebensmitteln und Unterstützung durch die 
Internationale Rote Hilfe (IRH). Dement-
sprechend finden sich in Briefen an Freun-
de und Verwandte in der Heimat nur selten 
Klagen über die Lebensbedingungen. Im Ge-
genteil: „Du würdest schauen, wie fröhlich 
hier das Leben geworden ist, so viel mehr, 
für alle, auf Freude u. Genuß abgestellt im 
Vergleich zu 1932“, schrieb die Wiener Ar-
chitektin Margarete Schütte-Lihotzky im 
Januar 1935 an ihre Schwester.  (1)

Die größte Kommunistenverfolgung 
aller Zeiten

Im Jahr 1936 sollte sich das Blatt jedoch wen-
den. Der „Große Terror“ erfasste das Land. 

Dieser stellte den Abschluss eines Prozesses 
dar, der mehr als ein Jahrzehnt zuvor einge-
setzt hatte. Nach und nach hatte die Stalin-
Fraktion ihre Widersacher aus der Partei 
gedrängt, die Macht im Land übernommen 
und dabei sämtliche Errungenschaften aus 
der Revolutionszeit zurückgenommen. Am 
Ende stand die physische Vernichtung der 
„alten Garde“ der Partei. 

Im August 1936 fand der erste von mehre-
ren Schauprozessen statt. Er endete mit dem 
Todesurteil für ehemals führende Kader wie 
Grigori Sinowjew, der lange die Kommu-
nistische Internationale geleitet hatte, und 
Lew Kamenew, dem einstigen Direktor des  
Lenin-Instituts. Ihnen und anderen, darun-
ter drei KPD-Mitgliedern, wurde vorgewor-
fen, Teil eines gegen die Sowjetunion ge-
richteten „trotzkistisch-sinowjewistischen 
terroristischen Zentrum“ zu sein. Unter 
Folter hatten die Angeklagten absurde Ge-
ständnisse abgelegt. 

Doch der Terror beschränkte sich keines-
wegs auf die Eliten, sondern traf die gesam-
te Gesellschaft. Am 30. Juli 1937 erteilte das 
Volkskommissariat für Innere Angelegen-
heiten (NKWD) den streng geheimen Befehl 
Nr. 00447. Auf dessen Grundlage wurden 
in den folgenden fünfzehn Monaten mehr 
als 800.000 Personen verhaftet, fast die 
Hälfte von ihnen erschossen, die übrigen in 
Lager eingewiesen. Insgesamt nahm die po-
litische Polizei zwischen 1936 und 1938 al-
lein eine Million Mitglieder der KPdSU fest, 
fast alle kamen ums Leben. Nicht von un-
gefähr bezeichnet der Historiker Hermann 
Weber die Stalinistische Säuberung als  
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„größte Kommunistenverfolgung aller Zei-
ten“ (Weber 1989: 13).

„Feigheit vor dem Feind“

Auch die im Land lebenden Ausländer_in-
nen gerieten ins Visier der politischen Poli-
zei. Bereits am 1. Dezember 1935 hatte das 
Politbüro entschieden, die Westgrenze zu 
schließen. Schon bald folgte die Weisung, 
den Zustrom der Emigranten insgesamt ein-
zudämmen. Das Misstrauen gegenüber Mig-
rant_innen nahm zu. 

KPD-Mitgliedern wurde nun sogar vorge-
worfen, vor dem NS-Regime geflohen zu 
sein. Plötzlich galt die Flucht nicht mehr als 
mutige Tat, sondern als „Feigheit vor dem 
Feind“ und wurde mit Parteiausschluss be-
straft. Im schlechtesten Fall äußerten die 
Behörden den Verdacht, die nationalsozi-
alistische Polizei habe die Flucht nur in-
szeniert, um die entsprechende Person als 
Agenten ins Land schleusen zu können.

Einher gingen die Beschuldigungen mit 
zunehmenden Repressionen. Die Verfol-
gungsbehörden suchten zunächst ehemalige 
Oppositionelle aus den 1920er Jahren, um 
sie aus dem Verkehr zu ziehen. Schon bald 
jedoch kannte der Terror keine Fraktions-
grenzen mehr. Kaum ein KPD-Mitglied war 
mehr sicher. „Es gibt fast keine deutsche 
Familie, die nicht irgendwie von Verhaftun-
gen betroffen ist. Sei es der Mann, Vater, 
Bruder, Sohn, die Mutter, Frau, Schwester 
oder vielleicht ein sehr guter Freund oder 
Kollege“, berichtete Ella Henrion im Ok-
tober 1938 von der Angst, die unter den 
KPD-Mitgliedern in Moskau um sich griff  

(Schlögel 2011: 501). Sie selbst war mit ei-
nem linientreuen Parteifunktionär verhei-
ratet, der ebenfalls verhaftet wurde. „Man 
kann sagen, daß über 70 % der Mitglieder 
der KPD verhaftet sind“, hieß es derweil 
in einem Bericht eines KPD-Funktionärs 
vom April 1938. Wenn es so weitergehe, „so 
bleibt in drei Monaten kein einziges deut-
sches Parteimitglied mehr übrig“ (Weber 
2014: 122).

Allumfassender Terror

Mittlerweile ist bekannt, dass auch Fami-
lienangehörige der Opfer Verfolgungen 
ausgesetzt waren. Für Frauen wurden Spe-
ziallager eingerichtet und die Kinder der 
vermeintlichen „Volksfeinde“ als sozial ge-
fährliche Elemente eingestuft. Sie kamen in 
Heime, wurden mitunter zur Adoption frei-
gegeben und oftmals absichtlich von ihren 
Geschwistern getrennt.

Besonders perfide war die Praxis, „verdäch-
tige“ deutsche Kommunistinnen und Kom-
munisten an ihr Heimatland auszuliefern, 
aus dem sie zuvor unter Lebensgefahr geflo-
hen waren. Dort erwartete sie in den meisten 
Fällen Zuchthaus oder Konzentrationslager. 
Vor allem nach Abschluss des Hitler-Stalin-
Pakts von 1939 nahm diese Praxis zu. 

Bis heute lässt sich die Gesamtzahl der deut-
schen Kommunistinnen und Kommunisten, 
die in der Sowjetunion verfolgt wurden, nur 
schätzen. Die Arbeitsgruppe „Deutsche An-
tifaschisten im sowjetischen Exil“ bei der 
Berliner Vereinigung der Verfolgten des Na-
ziregimes/Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten hat bisher die Namen von 
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8.011 Deutschen ermitteln können, die sich 
zwischen 1936 und 1945 in der Sowjetunion 
aufgehalten haben. Von ihnen wurden 1.019 
erschossen. 

Sehr genau rekonstruieren lassen sich dage-
gen die Zahlen zum Führungskorps der KPD. 
Von 1675 Spitzenfunktionären der Partei 
kam fast jeder Dritte gewaltsam ums Leben: 
256 waren Opfer des NS-Terrors, doch 208 
wurden in der Sowjetunion ermordet. Von 
den 59 Mitgliedern, die zwischen 1919 und 
1939 dem Politbüro der KPD angehörten, 
starben sieben während des „Großen Ter-
rors“ in der Sowjetunion: Hugo Eberlein, 
Leopold Flieg, Heinz Neumann, Hermann 
Remmele, Hermann Schubert, Fritz Schulte 
und Heinrich Süßkind. Ein Achtes, Arkadi 
Maslow, wurde mit großer Wahrscheinlich-
keit von stalinistischen Agenten ermordet. 
Das bedeutet, dass unter den Mitgliedern 
dieses höchsten Parteigremiums mehr Op-
fer Stalins als Opfer Hitlers zu beklagen sind 
(Weber/Herbst 2008: 10 u. 39).

Fazit

Die besondere Tragik der deutschen Opfer 
liegt darin, dass sie ausgerechnet von ihren 
„eigenen“ Leuten verhaftet, gefoltert und er-
mordet wurden. „Alles, was den verhafteten 
Genossen angetan wurde, geschah im Na-
men der Sache, für die sie glaubten gekämpft 
zu haben. Und es wurde ihnen angetan von 
Leuten, denen gegenüber sie niemals Illo-
yalität oder Widerstand an den Tag gelegt 
hatten“ (Schlögel 2011: 505). Dies war, da-
rauf haben Hermann Weber und Andre-
as Herbst hingewiesen, für die verhafteten 

Kommunist_innen schwerer zu ertragen als 
die Brutalität in den nationalsozialistischen 
KZs: „Von ihrem Feind hatten sie nichts an-
deres zu erwarten. Aber in der Sowjetunion 
unschuldig (…) verfolgt zu werden, dies war 
unfaßbar“ (Weber/Herbst 2008: 21).

Auch nach Stalins Tod blieb der „Große Ter-
ror“ weitgehend ein Tabu. Diejenigen deut-
schen Kommunistinnen und Kommunisten, 
die überlebten und in den 1950er Jahren in 
die DDR gingen, mussten über ihre Schre-
ckenszeit schweigen. Die historische Aufar-
beitung hat erst in den 1990er Jahren be-
gonnen.

(1) Margarete Schütte-Lihotzky an Adele Hanakam, 

31.1.1935, Archiv der Universität für Angewandte 

Kunst, Wien, Nachlass Schütte-Lihotzky, Korrespon-

denz von MSL (1930er-Jahre), Briefe 1935 Moskau.
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Verurteilt zur Höchststrafe: Tod 
durch Erschießen. Todesopfer 
aus Deutschland und deutscher 
Nationalität im Großen Terror 
in der Sowjetunion 1937/38

Von Frederik Schetter

Bei der Auseinandersetzung mit massi-
ven Menschenrechtsverbrechen wie dem  
„Großen Terror“ in der Sowjetunion ist das 
Risiko immanent, von der Anzahl der Opfer 
förmlich „erschlagen“ zu werden. Einzel-
schicksale gehen bei einer oberflächlichen 
Betrachtung in der Menge der betroffenen 
Personen oftmals unter. Im Falle des sta-
linistischen Massenterrors kommt hinzu, 
dass die Erinnerung an die 1937 und 1938 
ermordeten Opfer in der Sowjetunion jahr-
zehntelang weitestgehend ein Tabu darstell-
te und die politische Elite der UdSSR auf 
Bewegungen, die den „Großen Terror“ the-
matisieren wollten, mit repressiven Maß-
nahmen reagierte. Erst in den 1990er Jah-
ren und mit der Öffnung einiger Archive 
begann daher zunehmend eine historische 
Aufarbeitung - und damit auch die Erfor-
schung der deutschen Opfer.

Die Namen der Opfer –  
„das Mindeste ihrer Ehre“

Speziell diesen Opfern einen Namen – und 
somit „das Mindeste ihrer Ehre“ (S. 8) – 
zurückzugeben, ist das Anliegen einer von 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung geförderten 
Publikation. Ulla Plener und Natalia Mus-
sienko widmen sich hier den dem „Großen 
Terror“ zum Opfer gefallenen deutschen 
Exilanten und setzen den Schwerpunkt 

dabei explizit auf die Erinnerung an die Ein-
zelschicksale. 

Den Kern des Buches bildet eine alphabe-
tisch geordnete Namensliste, die in fünf 
Bereiche unterteilt ist. In dem mit Abstand 
größten Block führen die Herausgeberin-
nen die Namen der erschossenen Personen 
auf, welche aus Deutschland stammten oder 
„mit Deutschland verbunden“ (S. 5) waren. 
Hier werden also neben deutschen Staats-
angehörigen auch Opfer genannt, die nicht 
deutscher Nationalität waren – sofern sie 
ursprünglich aus Deutschland stammten 
und beispielsweise als Mitglieder der KPD 
zu Deutschland eine enge Beziehung aufwie-
sen. Der zweite Bereich legt dagegen den Fo-
kus speziell auf die erschossenen deutschen 
Staatsangehörigen, die weder in Deutsch-
land noch in Russland geboren worden wa-
ren. Ergänzt wird die Liste durch die Namen 
der Personen, die in Arbeitslagern oder Ge-
fängnissen verstarben oder in das national-
sozialistische Deutschland ausgewiesen und 
somit zumeist in den Tod geschickt wurden. 
Den Abschluss der insgesamt 567 Namen 
umfassenden Liste bildet die Aufzählung 
der Namen von antifaschistischen Seeleuten 
und Hafenarbeitern aus Deutschland, wel-
che dem „Großen Terror“ zum Opfer fielen. 
Einen Anspruch auf Vollständigkeit der ge-
nannten Opfer erheben die Herausgeberin-
nen nicht.

Als Grundlage für die Recherche nach den 
Namen geben Plener und Mussienko vor 
allem die durch die Tageszeitung „Neues 
Deutschland“ zwischen Juni 1993 und Ja-
nuar 2005 veröffentlichen Namenslisten 

https://www.rosalux.de/
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Texte_27.pdf
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deutscher Opfer an. Diesen Namen fügen 
die Herausgeberinnen weitere hinzu, teils 
basierend auf eigener Recherche in Archi-
ven oder in Medien, teils durch Unterstüt-
zung von Gedenkstätten oder beispielsweise 
anhand von Veröffentlichungen der von der 
Stadt Moskau und des Moskauer Gebiets 
eingerichteten Rehabilitierungskommissi-
on. 

Das Leben der Opfer und die  
Hintergründe ihrer Ermordung

Den einzelnen Namen sind – soweit bekannt 
– stichpunktartig zentrale Information über 
den Lebenslauf und das Schicksal der jewei-
ligen Person beigefügt. Man erfährt so bei-
spielsweise in vielen Fällen u.a. die familiäre 
Herkunft, den Bildungsgrad, eine mögliche 
Parteimitgliedschaft oder den jeweiligen 
Zeitpunkt, Ort und offiziellen Grund der 
Verhaftung und Ermordung.

Eingerahmt wird die Namensliste durch ei-
nige kurze Vorbemerkungen zur Entstehung 
der Publikation sowie von zwei Gedichten 
der beiden deutschen Schriftsteller Bertolt 
Brecht und Johannes R. Becher. Vier Ab-
bildungen von Dokumenten oder Ortsskiz-
zen wie beispielsweise einem Schreiben des 
Chefs des Volkskommissariats für innere 
Angelegenheiten (NKWD) oder dem Grund-
riss der Hinrichtungsstätte in Butovo sorgen 
für eine – allerdings sehr knapp bemesse-
ne – Illustration der im Text aufgeführten  
Informationen. 

Missachtung der Persönlichkeit als 
Grundlage des „Großen Terrors“

Besonders lesenswert ist das ausführliche 
Nachwort von Ulla Plener. Ihr gelingt es, 
die in der Namensliste genannten Infor-
mationen historisch einzuordnen und an-
hand von einzelnen Beispielen den fikti-
ven und absurden Charakter der Anklagen 
und Vorwürfe zu verdeutlichen. Plener ar-
beitet auf anschauliche Art und Weise die 
komplexen Gründe und Folgen des „Gro-
ßen Terrors“ heraus und sieht hierbei 
vor allem den „menschenverachtende[n], 
antiemanzipatorische[n] und gerade des-
halb antisozialistische[n] Umgang mit der 
Persönlichkeit“ (S. 162) als Grundlage des 
stalinistischen Massenterrors. Bei der Ana-
lyse der Rehabilitation der Opfer zieht Ple-
ner einen Vergleich zur Zeit nach dem Ende 
der Sowjetunion und hebt hervor, dass das 
„angeblich demokratische Russland […] 
die Rehabilitationspraxis in der alten men-
schenverachtenden Weise“ (S. 166) fortset-
ze.

Zusammenfassung

Klar benanntes Ziel der Publikation ist es, 
durch die Aufzählung der Namen an die 
deutschen Opfer im „Großen Terror“ zu er-
innern. Dadurch, dass jedoch nicht nur die 
Namen, sondern auch zentrale Informatio-
nen zum jeweiligen Lebenslauf und den Hin-
tergründen der Ermordung gegeben werden, 
ermöglichen die Herausgeberinnen den Le-
ser_innen einen zumindest oberflächlichen 
Eindruck, wer die ermordete Person war 
und wie sie gelebt hat. Das Nachwort liefert 
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nicht nur einen detaillierteren Blick auf ei-
nige ausgewählte Beispiele, sondern fügt 
der Publikation mit der Dekonstruktion der 
den Opfern vorgeworfenen Anklagepunkte 
eine weitere Komponente hinzu. Die Publi-
kation ist also vor allem den Leser_innen zu 
empfehlen, die auf der Suche nach Beispie-
len sind, um den Fokus auf die (deutschen) 
Opfer des „Großen Terrors“ zu richten.

 

„Plener, Ulla; Mussienko, Natalia: Verurteilt 
zur Höchststrafe: Tod durch Erschießen. 
Todesopfer aus Deutschland und deutscher 
Nationalität im Großen Terror in der Sow-
jetunion 1937/38, Karl Dietz Verlag, Berlin 
2006.“ steht kostenfrei im Publikations-
Archiv der Rosa-Luxemburg-Stiftung zum 
Download zur Verfügung: https://www.ro-
salux.de/publication/21282/verurteilt-zur-
hoechststrafe-tod-durch-erschiessen.html

https://www.rosalux.de/publication/21282/verurteilt-zur-hoechststrafe-tod-durch-erschiessen.html
https://www.rosalux.de/publication/21282/verurteilt-zur-hoechststrafe-tod-durch-erschiessen.html
https://www.rosalux.de/publication/21282/verurteilt-zur-hoechststrafe-tod-durch-erschiessen.html
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Warlam Schalamow:  
Wischera. Antiroman

Von Christian Schmitt

Zur Ermordung von politischen Gefangenen 
bedurfte es in der Sowjetunion unter Stalin 
nicht zwingend der berüchtigten Erschie-
ßungen. Die verheerenden Bedingungen in 
den sowjetischen GULags sind wohlbekannt 
und in der Forschungsliteratur weitgehend 
aufgearbeitet. Wenn jedoch die Erinne-
rungen eines ehemaligen Häftlings, der in 
insgesamt 17 Jahren Zwangsarbeit gleich 
mehrere Lager überlebt hat, in einem Buch 
zusammengefasst werden, fügt dies dem 
Blick auf die Vergangenheit eine weitere 
aufschlussreiche Perspektive hinzu. 

Warlam Schalamow war Ende der 1920er 
Jahre Student an der juristischen Fakultät 
in Moskau, wo er sich in Kreisen der sow-
jetischen linken Opposition bewegte. Er 
demonstrierte gegen den fortschreitenden 
Machtzuwachs Stalins und sah sich dabei in 
einer Reihe mit früheren russischen Revo-
lutionsbewegungen. Im Februar 1929 wurde 
er in einer illegalen Druckerei erstmals ver-
haftet. Ihm wurde die Verbreitung von Le-
nins sogenanntem „Testament“ zur Last ge-
legt, einem Brief des in Ungnade gefallenen 
Revolutionshelden an den Siebten Parteitag 
der Kommunistischen Partei aus dem Jahr 
1922. Nach einigen Wochen im Moskau-
er Untersuchungsgefängnis Butyrka wurde 
Schalamow als „gefährliches Element“ ver-
urteilt und verbrachte mehr als zwei Jahre 
in einem Arbeitslager am Fluss Wischera 
westlich des Uralgebirges. 

Im Januar 1937 kam es zur zweiten Ver-
haftung wegen „konterrevolutionärer trotz-
kistischer Tätigkeit“. Nach sechsmonatiger 
Untersuchungshaft im Butyrka-Gefängnis 
– freilich ohne Untersuchung – war Schala-
mow bis 1951 in Arbeitslagern in der Region 
Kolyma im Nordosten Sibiriens inhaftiert. 
Es folgten fünf Jahre der Verbannung, ehe 
er nach Moskau zurückkehren konnte.

Detailreiche Einblicke in das  
Lagerleben

Es sind die beiden Inhaftierungen im Bu-
tyrka-Gefängnis, die als Rahmen für diese 
Sammlung von Erzählungen über die Zeit 
an der Wischera dienen. Dies liegt zum 
einen in dem Umstand begründet, dass  
Schalamow in „Durch den Schnee. Erzäh-
lungen aus Kolyma“ bereits ausführlich 
die Jahre in Sibirien reflektiert hat. Zum 
anderen aber hebt diese Form den verglei-
chenden Charakter hervor, der in vielen der 
insgesamt 19 Episoden mitschwingt. Denn 
egal, wie düster Schalamow die Umstände 
seiner ersten Haft beschreibt, wird er nicht 
müde zu betonen, wie viel schlimmer die 
Prozess- und Haftbedingungen im Laufe der 
1930er Jahre wurden, bis sie während und 
nach dem „Großen Terror“ ihren negativen 
Höhepunkt erreichten. 

Schalamow erzählt von seiner ersten  
Verhaftung als dem „Beginn [s]eines gesell-
schaftlichen Lebens“ und der Gelegenheit, 
„unter harten Bedingungen“ seine „wahren 
seelischen Eigenschaften zu erproben“ (S. 
7). Anderthalb Monate verbrachte er im Bu-
tyrka-Gefängnis in Einzelhaft und schaffte 

http://lernen-aus-der-geschichte.de/Lernen-und-Lehren/Magazin/13042
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es, sich in dieser Zeit mit seiner neuen Si-
tuation zu arrangieren und mental gestärkt 
die Haft an der Wischera anzutreten. Im 
weiteren Verlauf rekapituliert das Buch die 
verschiedenen Stationen an der Wischera 
und natürlich die vielen Begegnungen, die 
Schalamow auf diesem Weg gemacht hat. 
Und so bieten die Episoden des aufmerksa-
men Schriftstellers detailreiche Einblicke in 
das Leben im GULag, sowohl in die kleinen 
Alltäglichkeiten als auch in die übergeord-
neten Mechanismen, die den Lagerbetrieb 
am Laufen hielten.

Gefährliches Belohnungssystem 
 im GULag

Schalamow schreibt von den Ganoven, in 
deren Umfeld man sich auch als politischer 
Gefangener zwangsläufig bewegte, von La-
ger- und Polizeifunktionären, von denen 
einige später im Zuge des „Großen Terrors“ 
erschossen wurden, und von vielen anderen 
Mithäftlingen. Manche erreichten im GU-
Lag hohe Posten, andere gingen unter, wie-
der andere scheiterten beim Fluchtversuch. 
Im Buch allgegenwärtig ist auch der begin-
nende Prozess der „Umschmiedung“, die ein 
Belohnungssystem in den Lagern einführte 
und etwa die Größe der Brotrationen der in-
dividuellen Arbeitsleistung anpasste. Dieses 
Spiel nicht mitspielen zu dürfen, war wohl 
eine von Schalamows wichtigsten Erkennt-
nissen dieser Zeit. Überhaupt kann man sich 
beim Lesen nicht dem Eindruck entziehen, 
dass der Autor das Überleben seiner hohen 
Beobachtungsgabe verdankt.

Als Maßstab für die Bewertung der Zeit 
an der Wischera dient immer wieder  
Schalamows zweite Hafterfahrung in Sibi-
rien. Herausgeberin Franziska Thun-Ho-
henstein schreibt dazu im Nachwort: „Im 
Wissen um die grauenvollen Geschehnisse 
in den Lagern der Kolyma-Region erscheint 
das Lager an der Wischera aus Schalamows 
Sicht als ein anderes Lager: Es ist ein Lager, 
dessen Ziel (noch) nicht die Vernichtung des 
Menschen durch Kälte, Hunger und extrem 
harte physische Arbeit ist, ein Lager, dessen 
Kern (noch) nicht der kalkulierte Verschleiß 
des Menschen ist, sondern die Ausbeutung 
seiner Arbeitskraft, seiner Fähigkeiten. Sol-
che Unterschiede werden aber erst aus der 
Perspektive der Kolyma wirklich erkenn-
bar.“ (S. 235 f.)

Zusammenfassung

Wenngleich sich „Wischera. Antiroman“ 
nicht direkt mit dem „Großen Terror“ ausei-
nandersetzt, so enthält das autobiografische 
Werk doch zahlreiche Referenzen an die 
Massenverhaftungen, von denen Warlam 
Schalamow 1937 schließlich auch selbst be-
troffen war. Es ist erstaunlich, mit wie viel 
Feinsinn es ihm gelingt, die Erfahrungen aus 
jahrelanger Zwangsarbeit im GULag festzu-
halten. „Wischera“ überzeugt nicht nur mit 
unglaublichem Reichtum an Details, son-
dern auch mit vielen klugen Einordnungen 
des Autors. Stellenweise sticht der naturge-
mäße Umstand ins Auge, dass ein autobio-
grafischer Text dem subjektiven Empfinden 
folgt und dieses einem historisch reflektier-
ten Diskurs überordnet, etwa wenn Scha-
lamow ein besonders berüchtigtes Lager 
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als „etwas wie das Auschwitz der Kolyma“ 
(S. 215) bezeichnet. Wer sich aber für ein 
auch stilistisch äußerst ansprechendes Buch 
über politische Haft in der Sowjetunion der 
1930er Jahre interessiert und dazu bereit 
ist, die Erzählungen mitunter einem quel-
lenkritischen Blick zu unterziehen, wird mit 
„Wischera“ viel Freude haben.

Warlam Schalamow: Wischera. Antiroman, 
Matthes & Seitz, Berlin 2016. 271 Seiten, 
22,90 Euro.

Im vergangenen Jahr ist eine LaG-Ausga-
be zum Thema „GULag“ erschienen (Link: 
http://lernen-aus-der-geschichte.de/Ler-
nen-und-Lehren/Magazin/13042).

http://lernen-aus-der-geschichte.de/Lernen-und-Lehren/Magazin/13042
http://lernen-aus-der-geschichte.de/Lernen-und-Lehren/Magazin/13042
http://lernen-aus-der-geschichte.de/Lernen-und-Lehren/Magazin/13042
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APuZ: Nach dem Ende der  
Sowjetunion

Von Frederik Schetter

Der aktuelle politische Diskurs um das rus-
sische Vorgehen im Osten der Ukraine und 
auf der Krim zeigt immer wieder deutlich 
verschiedene Sichtweisen der westlich ge-
prägten Staaten und Russlands auf. Dass 
dies nicht nur für den Blick in die Gegenwart, 
sondern auch bei der Bewertung der Vergan-
genheit gilt, zeigt das Beispiel Michail Gor-
batschows. In westlichen Medien als Held 
gefeiert, steht er in Russland für eine Zeit, 
die von vielen negativ bewertet wird. Der 
Verknüpfung von russischer Gegenwart und 
Vergangenheit widmet sich eine Ausgabe 
von „Aus Politik und Zeitgeschichte“ (APuZ) 
aus dem Jahr 2011. Insgesamt acht Beiträge 
befassen sich mit Aspekten sowohl der rus-
sischen Politik als auch der Gesellschaft und 
werfen ein Licht auf den jeweiligen Einfluss 
der sowjetischen Vergangenheit. 

Perestroika und Glasnost als  
Katalysatoren der Aufarbeitung 

So stellt Stefan Creuzberger in seinem Bei-
trag die Frage, wie „es in Russlands Staat 
und Gesellschaft um die historische Auf-
arbeitung des Stalinismus steht“ (S. 42). 
Er richtet dabei den Blick sowohl auf die 
offizielle staatliche Geschichtspolitik seit 
dem Ende der Sowjetunion als auch auf die  
Arbeit russischer Nichtregierungsorganisa-
tionen und stellt der Analyse eine Statistik 
aus dem Jahr 2008 voran, nach der Stalin 
bei der Wahl zur populärsten Figur der rus-
sischen Geschichte von insgesamt 4,5 Milli-

onen Russ_innen auf den dritten Platz ge-
wählt wurde. 

Creuzberger zeichnet die Entwicklung der 
Aufarbeitung von stalinistischer Gewalt-
herrschaft und Terror seit dem Tod Stalins 
bis in das heutige Russland nach. Misst er 
der kurzzeitigen, klar begrenzten Auseinan-
dersetzung mit der stalinistischen Vergan-
genheit während der Präsidentschaft Nikita 
Chruschtschows keine zentrale Bedeutung 
zu, sieht Creuzberger vor allem die letzten 
Jahre der Sowjetunion und die von Gor-
batschow angestoßenen innersowjetischen 
Reformprozesse als Katalysatoren einer 
zunehmenden Aufarbeitung der stalinisti-
schen Verbrechen. Sollte eine öffentliche 
Debatte über die stalinistische Vergangen-
heit den Absichten Gorbatschows zufolge 
zur „Stabilisierung des Reformprozesses“ 
(S. 44) beitragen, sorgten die zahlreichen 
neuen Berichte über die verbrecherische 
Vergangenheit im Gegenteil zunehmend für 
die „politisch-ideologische Delegitimierung 
der KPdSU und des Sowjetsystems“ (Ebd.).

Geschichtsbilder als Legitimation des 
russischen Machtanspruchs

Die Nichtregierungsorganisation Memo-
rial (Verlinkung einfügen: Text über Me-
morial) hebt Creuzberger als wichtigen 
Impulsgeber und zentralen Akteur eines Ge-
schichtsdiskurses „von unten“ hervor, wel-
cher vor allem während der Präsidentschaft 
Boris Jelzins viele Freiräume und gute  
Rahmenbedingungen – beispielsweise einen 
„restriktionsfreieren Zugang zu Russlands 
staatlichen Archiven“(S. 45) – besaß. Den 
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Zustand der russischen Erinnerungskultur 
unter Jelzin nimmt Creuzberger zum An-
lass, einen Bogen in das Jahr 2011 zu schla-
gen und kommt zu dem Schluss, dass von 
der Meinungsvielfalt der 1990er Jahre nicht 
mehr viel übrig geblieben sei. Vielmehr för-
derten die Machthaber seit dem Beginn der 
Präsidentschaft von Wladimir Putin zuneh-
mend Geschichtsbilder, welche den Macht-
anspruch Russlands in der Welt untermau-
ern und eine autoritäre Herrschaftsform 
legitimieren sollen. Stalin erscheine so als 
„großrussischer Patriot und Modernisierer“ 
(S. 46), während seine Verbrechen weitge-
hend als historisch notwendiges Übel prä-
sentiert werden.

Ambivalenz der Erinnerungen

Peter Jahn untersucht in seinem Beitrag 
schwerpunktartig die deutsche und russi-
sche Erinnerung an den deutschen Überfall 
auf die Sowjetunion auf Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede. Er geht dabei nicht nur 
auf den unterschiedlichen Stellenwert ein, 
den der Angriff in beiden Ländern innehat, 
sondern im Fall Russlands darüber hinaus 
auch auf den „Zusammenhang zwischen 
dem opferreichen und moralisch gerechtfer-
tigten Sieg und der mörderischen Diktatur 
Stalins“ (S. 54). Jahn hebt dieses Nebenei-
nander ambivalenter Erinnerungen als prä-
gende Konstante hervor und kommt zu dem 
Schluss, dass die russische Kriegserinne-
rung zukünftig nicht zuletzt davon abhänge, 
„ob die Gesellschaft […] nach Umbruch und 
Krise neue Identität und Selbstwertgefühl 
aus Leistungen der Gegenwart schöpfen“ 
(Ebd.) könne.

Darüber hinaus behandeln weitere  
Autor_innen verschiedene politische oder 
gesellschaftliche Prozesse Russlands. Wäh-
rend sich beispielsweise Caroline von Gall 
dem sowjetischen Erbe im russischen Justi-
zapparat widmet, analysiert Susanne Schat-
tenberg den Blick der Historiographie auf 
das Ende der Sowjetunion. Beiträge zur wirt-
schaftlichen Krise, zur politischen Entwick-
lung seit Gorbatschow, zu den russischen 
Medien oder zur Unabhängigkeit ehemali-
ger Staaten der Sowjetunion komplettieren 
das breit gefächerte Themenspektrum der 
Ausgabe.

Zusammenfassung

Die APuZ-Ausgabe „Nach dem Ende der So-
wjetunion“ bietet einen informativen und 
inhaltlich differenzierten Blick auf politi-
sche und gesellschaftliche Prozesse Russ-
lands sowie den Einfluss der sowjetischen 
Vergangenheit. Das Thema der stalinisti-
schen Gewaltherrschaft ist hierbei ein – 
wenn auch zentraler – Aspekt unter vielen 
und wird in einem breiten politischen Kon-
text behandelt. Die Ausgabe ist daher vor al-
lem Leser_innen zu empfehlen, welche über 
den „Großen Terror“ hinaus einen Überblick 
über erinnerungskulturelle Aspekte und 
den Einfluss von Geschichte in Russland  
bekommen wollen. 

APuZ 49-50/2011 steht kostenfrei im On-
lineshop der Bundeszentrale für politische 
Bildung zum Download zur Verfügung.

https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/
https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/
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„Sieg des Sozialismus“. Die 
„Stalin-Verfassung“ und der 
„Große Terror“

Von Christian Schmitt

Während Verfassungsänderungen und der 
schleichende Umbau von Staaten und Ge-
sellschaften nicht zuletzt in Anbetracht der 
aktuellen Entwicklungen in der Türkei so 
aktuell sind wie lange nicht mehr, lässt sich 
das Verständnis für solche Zusammenhänge 
gut anhand historischer Ereignisse wecken. 
Ein Beispiel hierfür ist die Einführung der 
sowjetischen Verfassung im Jahr 1936, auf 
die mit dem „Großen Terror“ eine bis dahin 
beispiellose Welle politischer und ethnischer 
Säuberungen folgte. Ein Unterrichtsvor-
schlag in der Zeitschrift „Praxis Geschichte“ 
umfasst elf Materialien zu dieser Thema-
tik und ist für zwei bis vier Schulstunden 
in den Jahrgangsstufen 9 bis 12 konzipiert. 
Ziel ist es, dass Schüler_innen Unterschiede 
zwischen Verfassungsanspruch und Verfas-
sungsrealität erkennen und sich mit kontro-
versen Urteilen „sowohl auf der Ebene der 
Zeitgenossenschaft als auch auf der Gegen-
wartsebene“ (S. 19) auseinandersetzen.

Stalins „Demokratie für alle“

Die erste Arbeitsphase sieht vor, den Kurs 
in zwei Gruppen aufzuteilen. Beide Grup-
pen erhalten dasselbe Verfassungsschaubild 
sowie jeweils einen Abschnitt aus dem Ge-
setzestext und einen Auszug aus einer Rede 
Stalins aus dem November 1936. Ein Teil der 
Schüler_innen setzt sich mit Kapitel I der 
Verfassung auseinander, welches den Ge-
sellschaftsaufbau der Sowjetunion festlegt 

und dabei die „Macht der Werktätigen“, das 
„sozialistische Eigentum“ als ökonomische 
Grundlage des Staates sowie die Arbeit als 
„Pflicht und Ehrensache eines jeden arbeits-
fähigen Bürgers“ (S. 20) betont. Im Auszug 
aus seiner Rede konstruiert Stalin eine Ent-
wicklung, die seit 1924 zur Auflösung aller 
ökonomischen und politischen Klassenge-
gensätze geführt habe. 

Die zweite Gruppe liest Abschnitte aus Ka-
pitel 10 der Verfassung, das die Grundrechte 
und -pflichten der Sowjetbürger_innen be-
nennt. Es garantiert ihnen Rede-, Presse-, 
Kundgebungs- und Versammlungsfreiheit 
sowie die Freiheit von Straßenumzügen und 
Demonstrationen. Das Recht zur Vereini-
gung in gesellschaftlichen Organisationen 
ist mit dem Zusatz versehen, dass „die ak-
tivsten und zielbewusstesten Bürger […] sich 
freiwillig in der Kommunistischen Partei der 
Sowjetunion“ (S. 21) zusammenschließen. 
Die Gruppe liest Ausführungen Stalins, in 
denen dieser das Einparteiensystem in der 
UdSSR zu einer „Demokratie für alle“ er-
klärt. Das Verschwinden der Klassen mache 
die Parteien obsolet, während die Mehrpar-
teiensysteme kapitalistischer Staaten der 
Ausbeutung der Arbeiter- und Bauernklasse 
dienen würden. Die Schüler_innen beider 
Gruppen sind dazu angehalten, die Quel-
len zu analysieren und im Anschluss Stalins 
Ausführungen mit dem Schaubild und dem 
Verfassungstext zu vergleichen. 

Kontroverse Historikerurteile

Ein Arbeitsblatt zum „Großen Terror“ be-
inhaltet den Einsatzbefehl vom Juli 1937, 
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der „Repressionen gegen ehemalige Kula-
ken, aktive antisowjetische Elemente und 
Kriminelle“ (S. 22) instruiert. Eine Tabelle 
zeigt nebeneinander die im Befehl vorgege-
benen Erschießungs- und Verhaftungsquo-
ten sowie die in der Realität erzeugten un-
gleich höheren Zahlen. Die Schüler_innen 
sollen Hypothesen über die Gründe dieser 
Abweichung aufstellen. Es finden sich au-
ßerdem eine sowjetische Karikatur sowie 
das zeitgenössische Urteil eines amerikani-
schen Sozialisten, der sich 1937 in Russland 
aufhielt. Er beschreibt dort die oftmals auf 
Verleumdung basierende Systematik der 
Säuberungen und die Auswirkungen auf die 
anschließend sozial isolierten Familien der 
Verhafteten. Die Arbeitsaufträge sehen un-
ter anderem die neuerliche Bewertung der 
„Stalin-Verfassung“ vor dem Hintergrund 
der Ausmaße des „Großen Terrors“ vor.

Eine optionale Erweiterung der Unterrichts-
einheit umfasst spätere Urteile der Histo-
riker Gerd Koenen und Karl Schlögel, die 
sich in ihrer Auffassung von Ursache und 
Wirkung von Verfassung und „Großem Ter-
ror“ unterscheiden. Während Koenen die 
sowjetische Verfassung als direktes Mittel 
zur Legitimation der bevorstehenden Säu-
berungen bewertet, sieht Schlögel einen et-
was komplexeren Zusammenhang, der den 
Terror als Mittel zur Vorbereitung der Wah-
len vom Dezember 1937 sieht. Für die in der 
Verfassung garantierten „allgemeine[n], 
freie[n und] geheime[n] Wahlen“ sollten 
demnach durch die „gezielte Liquidation 
potentieller Herausforderer“ (S. 23) schlicht 
alle politischen Alternativen beseitigt und 

das gewünschte Wahlergebnis garantiert 
werden. Die Lernenden sollen sich mit den 
Historikerurteilen kritisch und vergleichend 
auseinandersetzen, um anschließend über 
Terror und den Traum einer klassenfreien 
Gesellschaft als zwei Seiten der vermeintlich 
selben Medaille zu diskutieren.

Zusammenfassung

Die vorgestellte Unterrichtseinheit spielt 
zwei nennenswerte Stärken aus: Zum einen 
macht sie durch eine schlüssige Zusammen-
stellung der Quellen (Verfassungstext, Sta-
linrede, Einsatzbefehl) Zusammenhänge 
zwischen der Formulierung einer Verfas-
sung sowie ihrer Legitimierung und Ausle-
gung greifbar, zum anderen sensibilisiert sie 
durch die beiden Historikerurteile für die 
Kontroversität in der Beurteilung dieser Zu-
sammenhänge und verhindert dadurch den 
Eindruck historischer Eindeutigkeit. Auch 
wenn darüber hinaus vielleicht Eindrücke 
aus der Perspektive unmittelbar Betroffe-
ner noch wünschenswert gewesen wären, 
um die Ausmaße des Terrors noch mehr zu 
verdeutlichen, ist das Unterrichtsmaterial 
absolut eine Empfehlung wert.

Der Unterrichtsvorschlag stammt aus Heft 
1/2012 von „Praxis Geschichte“ und ist für 
2,50 Euro als Download im Online-Shop des 
Westermann-Verlags verfügbar. Im Mai er-
scheint Heft 3/2017 von „Praxis Geschichte“  
zum Thema „Russische Revolution“.

https://verlage.westermanngruppe.de/zeitschriften/sekundarstufe/praxis-geschichte/anlage/2903092/Sieg-des-Sozialismus-Die-Stalin-Verfassung-und-der-Grosze-Terror
https://verlage.westermanngruppe.de/zeitschriften/sekundarstufe/praxis-geschichte/anlage/2903092/Sieg-des-Sozialismus-Die-Stalin-Verfassung-und-der-Grosze-Terror
https://verlage.westermanngruppe.de/zeitschriften/sekundarstufe/praxis-geschichte/artikel/62170300/Praxis-Geschichte-Die-Russische-Revolution
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Memorial Deutschland

Von Frederik Schetter

Organisationen, welche sich für Menschen-
rechte und Meinungsfreiheit einsetzen, 
geraten in den letzten Jahren in Russland 
verstärkt unter staatlichen Druck. Das gilt 
nicht zuletzt für Gruppen, die an die Opfer 
der stalinistischen Gewaltherrschaft erin-
nern. Ein neues Phänomen ist dies nicht, 
stellte doch schon zu Zeiten der UdSSR 
die Erinnerung an die Opfer des „Großen  
Terrors“ lange Zeit weitestgehend ein Tabu 
dar. Im Rahmen von aus der Perestroika 
entstehenden Massenbewegungen bilde-
ten sich schließlich zunehmend Menschen-
rechtsorganisationen heraus, die sich bis 
heute aktiv für eine Aufarbeitung des stali-
nistischen Massenterrors einsetzen. 

Internationale, dezentral  
organisierte  

Menschenrechtsorganisation

Eine der bekanntesten und für die Erfor-
schung und das Gedenken an die Opfer zen-
tralen Organisationen ist die 1988 gegrün-
dete Gesellschaft Memorial (www.memo.
ru, Website in russischer Sprache). Sie ist 
mittlerweile zu einer internationalen, über 
80 nationale und regionale Organisationen 
umfassenden sowie dezentral organisierten 
Konföderation geworden. Neben Sektionen 
in acht weiteren Ländern gründete sich 1993 
auch ein deutscher Verband, der seit 2001 
als eingetragener Verein agiert und – oft in 
Kooperation mit der Ursprungsorganisation 
– eine Reihe von unterschiedlichen Projek-
ten und Publikationen sowohl zu aktuellen 

politischen Fragen als auch zu Themen der 
stalinistischen Gewaltherrschaft durchführt 
bzw. fördert. Einen Überblick darüber bie-
tet die übersichtlich strukturierte und – im 
Gegensatz zur internationalen Webpräsenz 
von Memorial – vollständig auf Deutsch les-
bare Homepage.

Vernetzung und Projektarbeit als 
Kernpunkte der  

Menschenrechtsarbeit

Hier lassen sich u.a. Literaturempfehlun-
gen, Nachrichten über aktuelle politische 
Geschehnisse in Russland und Hinweise auf 
aktuelle Veranstaltungen zur russischen Er-
innerungskultur finden. So macht Memorial 
Deutschland beispielsweise auf den Veran-
staltungsmitschnitt einer Filmpräsentation 
der Bundesstiftung Aufarbeitung zum The-
ma der sowjetischen Arbeitslager aufmerk-
sam.

Besondere Beachtung verdienen die aktuel-
len und abgeschlossenen Projekte zur histo-
rischen Aufarbeitung von Menschenrechts-
verbrechen. So ist Memorial Deutschland 
u.a. Initiator eines bis August 2017 laufen-
den Projektes zur Digitalisierung von zu-
nächst 800 Fotografien, welche politische 
Repression und Bürgerrechtsbewegungen 
in der UdSSR seit 1918 abbilden – und so-
mit auch den „Großen Terror“ umfassen. 
Speziell für den Schulunterricht interessant 
ist das als Internetportal betriebene Projekt 
zum GULag-System der Sowjetunion. Um-
fassendes Karten- und Bildmaterial, zahlrei-
che Dokumente und mehr als 250 detaillier-
te Biographien liefern hier eine breite Basis 

http://www.memo.ru/
http://www.memo.ru/
https://www.memorial.de/
https://www.bundesstiftung-aufarbeitung.de/schwerpunkt-quot%3bkommunismusgeschichte-quot%3b-4122.html?id=2857
https://www.bundesstiftung-aufarbeitung.de/schwerpunkt-quot%3bkommunismusgeschichte-quot%3b-4122.html?id=2857
http://www.gulag.memorial.de/project.html
http://www.gulag.memorial.de/project.html
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Weitere Informationen erhalten Sie auf 
www.memorial.de. Das von Memorial 
Deutschland betriebene Internetportal zum 
GULag-System ist unter www.gulag.memo-
rial.de/index.html zu finden.

von Informationen. Ist das Projekt zwar 
nicht allein auf den Zeitraum des „Großen 
Terrors“ begrenzt, liefert es auf diese Weise 
dennoch einen anschaulichen Beitrag zum 
Verständnis der stalinistischen Gewaltherr-
schaft.

Über die inhaltlichen Aspekte hinaus liefert 
Memorial Deutschland einen transparenten 
Einblick in die Arbeitsweise und Finanzie-
rung des Vereines. So lassen sich beispiels-
weise unter dem Reiter „Netzwerke“ eine 
Reihe von Förderern des Vereins finden. Be-
sonders hervorzuheben ist unter dem glei-
chen Reiter auch eine Zusammenstellung 
von zentralen Gedenkstätten und Organisa-
tionen zum Thema des „Großen Terrors“.

Zusammenfassung

Der deutsche Zweig der Menschenrechts-
organisation Memorial widmet sich zahl-
reichen Aspekten von aktuellen politischen 
und erinnerungskulturellen Prozessen 
Russlands. Geht das Angebotsspektrum weit 
über das Thema des stalinistischen Massen-
terrors hinaus, liefert Memorial Deutsch-
land anhand von unterschiedlichen Projek-
ten und Publikationen eine ausgesprochen 
detaillierte und anschaulich präsentierte 
Informationsbasis für all jene, die sich für 
den „Großen Terror“ interessieren. Darü-
ber hinaus bietet eine nähere Beschäftigung 
mit Memorial einen Einblick, wie Aufarbei-
tungsprozesse funktionieren und welchen 
Hindernissen sie bis heute ausgesetzt sein 
können.

https://www.memorial.de/
http://www.gulag.memorial.de/index.html
http://www.gulag.memorial.de/index.html
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„Die Sonne, die uns täuscht“ / 
„Burnt by the Sun“ (1994)

Von Christian Schmitt

Stalins Gewaltherrschaft ist – in unter-
schiedlicher Qualität – auch im Kino mehr-
fach rezipiert worden. 1995 mit einem Oscar 
ausgezeichnet, thematisiert einer der er-
folgreichsten russischen Filme aller Zeiten 
die Sowjetunion am Vorabend des „Großen 
Terrors“. „Die Sonne, die uns täuscht“ (Eng-
lisch: „Burnt by the Sun“) von Regisseur 
Nikita Michalkow erzählt die Geschichte 
einer glücklichen, aus Überzeugung sozia-
listischen Familie, die kurz vor Beginn der 
Schauprozesse im Sommer 1936 ins Visier 
des sowjetischen Geheimdienstes gerät. 

Dunkle Wolken über der  
ländlichen Idylle

Sergej Petrowitsch Kotow führt ein Le-
ben, von dem viele Menschen träumen: 
Mit seiner liebevollen Frau Marija und der 
hinreißenden Tochter Nadia wohnt der 
hochrangige Militär in Marijas idyllischem 
Elternhaus auf dem Land. Die ebenfalls dort 
lebende Verwandtschaft bildet eine innige 
Gemeinschaft, in der es nie langweilig zu 
werden scheint. Und nicht zuletzt ist Sergej 
ein landesweit verehrter Revolutionsheld, 
dessen Porträt jedem_r Sowjetbürger_in 
wohlvertraut ist. Der gutmütige Charisma-
tiker verbringt seine freien Tage am Fluss, 
fußballspielend im Wald oder im geselligen 
Wohnzimmer des Hauses, immer im Krei-
se der Familie. In ihrer herzlichen Art heißt 
diese auch den Neuankömmling willkom-
men, der eines Tages an der Tür erscheint: 

Der frühere Musikant und Kabarettist  
Dimitrij Mitja ist ein alter Freund der Fa-
milie und zieht mit seiner fröhlichen und 
einehmenden Art schnell alle in seinen 
Bann, insbesondere die kleine Nadia. Sergej 
und Marija sind von seiner Ankunft weniger 
begeistert. Wie die Zuschauer_innen nach 
und nach erfahren, waren Marija und Di-
mitrij einst ein Paar. Das war, bevor Sergej 
seinen Einfluss nutzte, um den Konkurren-
ten für Spionagetätigkeiten des NKWD ins 
Ausland zu schicken.

Und so stürzt der Gast seine ehemalige Ge-
liebte in ein Gefühlschaos, während ihrem 
Ehemann seine unterschwelligen Provo-
kationen nicht verborgen bleiben. Um des 
allgemeinen Friedens willen macht Sergej 
dennoch gute Miene zum bösen Spiel. Als 
er Dimitrij nach wenigen Tagen trotzdem 
bittet, abzureisen, erfährt er den wahren 
Grund für dessen Besuch: Ein Auto des Ge-
heimdienstes ist bereits auf dem Weg, um 
den Nationalhelden nach Moskau zu brin-
gen…

Bedrohlich wie Robert de Niro in 
„Kap der Angst“

Mit ihrer beherzten Darbietung ziehen die 
Schauspieler_innen das Publikum ab der 
ersten Minute in ihren Bann. Früh stellt sich 
Sympathie für die Familie Kotow ein, ins-
besondere der von Nikita Michalkow selbst 
verkörperte Sergej und die aufgeweckte 
Nadia – gespielt von Michalkows Tochter 
Nadeshda – dürfen sich der Gunst der Zu-
schauer_innen sicher sein. Auch die lie-
benswert verrückte Verwandtschaft vermag 



Empfehlung Film/DVD

Magazin vom 29.03.2017	 31

einem immer wieder ein Lächeln ins Gesicht 
zu zaubern, wenngleich der Film hier mit-
unter ins Klamaukige abzudriften droht.

Auch Oleg Menschikow überzeugt in der 
Rolle des Dimitrij, der stets freundlich 
auftritt und dennoch etwas Unangeneh-
mes verkörpert. Exemplarisch steht hier-
für die Szene, in der Dimitrij am Klavier 
sitzt und die ganze Familie ausgelassen zu 
seinem Spiel tanzt. Als Sergej in der Tür 
erscheint, wirft der Musikant ihm einen 
Blick zu, der, von allen anderen unbemerkt, 
nur eines zu signalisieren scheint: „Ich 
nehm´ dir alles weg!“. Damit ist er eine Art  
„Anti-Max-Cady“: Während der von Robert 
de Niro legendär gespielte Cady in „Kap der 
Angst“ als aggressiver Stalker in das Leben 
einer Familie eindringt, tut Dimitrij Mitja 
dies auf wesentlich subtilere, aber – zumin-
dest für Sergej – kaum weniger bedrohliche 
Weise. Spätestens, als er Sergej im Wald 
einzuschüchtern versucht, ist klar, dass er 
stellvertretend für die bevorstehenden Ex-
zesse von Verrat, Verleumdung und Gewalt 
steht – im Namen Stalins, der im Film allge-
genwärtig ist.

Paradiesische Sowjetunion:  
Verklärung oder Kontrast?

„Die Sonne, die uns täuscht“ ist über weite 
Strecken heiteres Familienkino. Erst nach 
und nach merkt der_die Zuschauer_in, dass 
Unheil im Verzug ist und die ländliche Som-
meridylle bald ein Ende haben wird. In die-
ser Idylle liegt übrigens die einzige Schwä-
che des Films: Nikita Michalkow zeichnet 
die Sowjetunion am Vorabend des „Großen 

Terrors“ in fast schon paradiesischen Ver-
hältnissen. Ausschließlich stößt man hier 
auf glückliche Menschen, denen Mangel ein 
Fremdwort zu sein scheint. Selbst die um-
liegenden Bäuerinnen und Bauern präsen-
tieren sich als gutmütige Trottel mit nahezu 
nichtigen Problemen. Möglicherweise – dies 
legt zumindest der Titel des Films nah – hat 
sich Michalkow bewusst für eine solch kon-
trastreiche Darstellung entschieden, um die 
dunklen Schatten, die Stalins Diktatur im 
Sommer 1936 wirft, deutlicher hervorzuhe-
ben.

Von dieser Unklarheit abgesehen ist der 
stark gespielte Film mehr als sehenswert 
und transportiert eindrucksvoll das Gefühl 
aufkommenden Misstrauens, das in den 
Jahren 1937 und 1938 einen zentralen Platz 
in der Lebensrealität der sowjetischen Bür-
ger_innen einnehmen sollte.

 

„Die Sonne, die uns täuscht“ ist auf DVD 
bei Trigon-Film in russischer Sprache mit 
deutschen Untertiteln erhältlich (21 Euro). 
Bedauerlicherweise gibt es eine synchroni-
sierte Fassung weder in deutscher, noch in 
englischer Sprache. Der Film ist außerdem 
der erste Teil einer Trilogie; die Fortsetzun-
gen „Die Sonne, die uns täuscht – Der Exo-
dus“ und „Die Sonne, die uns täuscht – Die 
Zitadelle“ gibt es in deutscher Sprache.

https://www.trigon-film.org/de/shop/DVD/Soleil_Trompeur_-_Die_Sonne%2C_die_uns_t%C3%A4uscht
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